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Regierungsratsbeschluss vom 15. April 2025 
 
 
 

Schriftliche Anfrage Joël Thüring betreffend «Zugänglichkeit zu 
staatlichen Unterstützungsgeldern und damit verbundene bürokra-
tische Hürden» 
 
Das Büro des Grossen Rates hat die nachstehende Schriftliche Anfrage Joël Thüring dem Regie-
rungsrat zur Beantwortung überwiesen: 

 
«Im März 2024 veröffentlichte der Nationale Normenkontrollrat der deutschen Bundesregierung eine 
Studie, in welcher aufgezeigt wurde, dass der deutsche Sozialstaat zu bürokratisch ist. Der Aufwand 
zum Leistungsbezug führt u.a. auch in den Behörden zu einem enormen Aufwand. Die unzureichende 
Digitalisierung der Antragsstellung sowie das verzweigte System von Zuständigkeiten erschweren die 
Situation erheblich. 
So wurde in einem fiktiven Beispiel errechnet, dass eine unverschuldet arbeitslose Frau von Anfang 
30, alleinerziehend, Mutter einer fünfjährigen Tochter, für die der Vater keinen Unterhalt bezahlt und 
in deren Haushalt ausserdem ein pflegebedürftiger Vater lebt, für zwölf Leistungen acht verschiedene 
Stellen kontaktieren muss. 
Mit vom Normenkontrollrat in Auftrag gegebenem Gutachten (siehe hier) wurden schliesslich diverse 
Empfehlungen adressiert. Damit kann der Aufwand für die Leistungsberechtigten und für die Behörden 
deutlich reduziert werden. 
Auch wenn die Situation sich in Basel-Stadt wohl nicht gänzlich mit derjenigen in Deutschland verglei-
chen lässt, lässt sich festhalten, dass auch der Bezug von (berechtigten) Sozialleistungen kompliziert 
scheint und auch die Digitalisierungsprozesse nicht gänzlich ausgereift scheinen. Dies führt u.a. auch 
in Basel-Stadt dazu, dass der Nichtbezug von Sozialleistungen nicht unerheblich ist. So wurde in einer 
vom Kanton in Auftrag gegebenen Studie als Grund u.a. auch eine "Überforderung bei der Antrags-
stellung" festgehalten. Auch hier könnte zudem durch eine Vereinfachung der Prozesse ein Bürokra-
tieabbau erreicht werden. 
 
Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen, anhand eines fiktiven 
Beispiels von: 
Alleinstehende Frau, 30 Jahre alt, getrennt lebend, alleinerziehend, unverschuldet arbeitslos, mit einer 
fünfjährigen Tochter. Der Vater bezahlt keinen Unterhalt für die Tochter. Zudem wohnt der pflegebe-
dürftige Vater der Frau im selben Haushalt (Mietwohnung). 
1. Mit wie vielen verschiedenen Behörden muss diese Frau in Kontakt treten, damit sie die Hilfe be-

kommt, die ihr gesetzlich zusteht? 
2. Wie viele verschiedene Formulare (auf Webseiten und physisch) müsste die Frau dafür ausfüllen? 
3. Bei wie vielen dieser Formulare besteht keine Möglichkeit zur digitalen Erledigung/Einreichung? 
4. Wie lange wäre die durchschnittliche Bearbeitungsdauer für die Berechnung des jeweiligen An-

spruchs? 
5. Welche Prozesse könnten aus Sicht des Regierungsrates verbessert werden, um die Hürden ab-

zubauen, beidseitig Abläufe zu vereinfachen und Bürokratie abzubauen? 

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2024-03-26-nkr-gutachten-sozialleistungen.html
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6. Welche möglichen Einsparungen sieht der Regierungsrat bei einer Effizienzsteigerung des Sys-
tems für den Staat? 
Joël Thüring» 

 
 
Wir beantworten diese Schriftliche Anfrage wie folgt: 

1. Einleitende Informationen 

Eine betroffene Person kann – je nach individueller Situation – Anspruch auf eine Vielzahl finanzi-
eller Unterstützungsleistungen haben. Diese Leistungen unterliegen jeweils unterschiedlichen ge-
setzlichen Grundlagen, Bemessungskriterien und Zuständigkeiten. Entsprechend erfordern sie un-
terschiedliches Fachwissen sowie spezifische Unterlagen für die Prüfung und Berechnung des 
Anspruchs. Eine administrative Herausforderung für die betroffene Person besteht insbesondere 
darin, dass für verschiedene Leistungen separate Gesuche teilweise bei unterschiedlichen Stellen 
gestellt werden müssen, und dass unterschiedliche Fristen, Verfahren und Anforderungen gelten.  
 
Ein Fortschritt gegenüber anderen Systemen besteht im Kanton Basel-Stadt darin, dass zahlreiche 
Informationen, die für die Berechnung der bedarfsabhängigen Sozialleistungen relevant sind, über 
das BISS (Basler Informationssystem der Sozialbeiträge) zugänglich sind. Dieses erlaubt bereits 
eine Vereinfachung und Koordination zwischen verschiedenen Sozialleistungen und den für sie 
zuständigen Stellen. Zudem bietet die Struktur des Kantons Basel-Stadt mit zentralen Zuständig-
keiten den Vorteil kurzer Wege und reduziertem Koordinationsaufwand – im Unterschied zu föderal 
aufgebauten Systemen mit kommunalen Zuständigkeiten. 
 
Ausserdem gibt es im Kanton Basel-Stadt - neben den zuständigen Behörden - eine Vielzahl an 
professionellen, vergünstigten oder kostenlosen Beratungs- und Unterstützungsangeboten zur 
Verfügung. Diese Angebote können betroffene Personen bei der Antragstellung entlasten und ori-
entierende Hilfe leisten (vgl. www.sozialesbasel.ch).  
 
Um die Situation exemplarisch zu veranschaulichen, wurde in der Schriftlichen Anfrage das Fall-
beispiel einer alleinstehenden Mutter vorgegeben, die unverschuldet arbeitslos ist, eine fünfjäh-
rige Tochter betreut und sich zudem um ihren pflegebedürftigen Vater kümmert. 
 
Bei der nachfolgenden Beantwortung der Schriftlichen Anfrage wird davon ausgegangen, dass die 
betroffene Person die öffentliche Arbeitslosenkasse des Kantons Basel-Stadt wählt. Die nachfol-
genden Ausführungen beziehen sich auf deren Abläufe und die erforderlichen Unterlagen Es steht 
ihr jedoch frei, eine andere zugelassene Arbeitslosenkasse zu wählen. Die Abweichungen bei an-
deren Arbeitslosenkassen wären minim. 
 
Zur besseren Übersicht sind die Leistungen in der nachfolgenden Tabelle zusammengefasst.  

http://www.sozialesbasel.ch/
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Tabelle 1 – Leistungsübersicht 
 

Leistung Prämienverbilli-

gung 

Mietzinsbei-

träge 

Alimentenhilfe Hilfeleistungen 

durch RAV 

Arbeitslo-

senentschädi-
gung 

Betreuungsbei-

träge Kinderta-
gesstätte 

Sozialhilfe Beiträge an die 

Pflege und Be-
treuung zu 
Hause 

(diese Leistung 
steht dem pfle-
gebedürftigen 

Vater zu) 

Entlastung für 

pflegende An-
gehörige 
(diese Leistung 

steht dem pfle-
gebedürftigen 
Vater zu) 

Kurzbeschrieb Die Prämienver-

billigung ist eine 
finanzielle Unter-
stützung des 

Kantons für Per-
sonen mit niedri-
gen oder mittle-

ren Einkommen, 
um die Kosten 
der obligatori-

schen Kranken-
versicherung zu 
reduzieren. An-

spruchsberech-
tigte erhalten ei-
nen Beitrag zur 
Bezahlung ihrer 

Krankenkassen-
prämien, wel-
cher direkt an 

die Kranken-
kasse überwie-
sen wird. Die 

Höhe der Prämi-
enverbilligung 
hängt von der 

wirtschaftlichen 
Situation der an-
tragstellenden 

Person bzw. Fa-
milie ab. 

Mietbeiträge 

sind finanzielle 
Unterstützungs-
leistungen des 

Kantons für 
Haushalte mit 
niedrigem oder 

mittlerem Ein-
kommen, um die 
Wohnkosten zu 

entlasten. An-
spruchsberech-
tigt sind Haus-

halte, die in 
Basel-Stadt 
wohnen und de-
ren Mietkosten 

im Verhältnis 
zum Einkommen 
eine hohe Belas-

tung darstellen. 
Die Höhe des 
Beitrags wird an-

hand der finanzi-
ellen Situation 
sowie der Wohn-

verhältnisse be-
rechnet und di-
rekt an die 

berechtigten 
Haushalte aus-
bezahlt. 

Die Alimenten-

hilfe unterstützt 
unterhaltsbe-
rechtigte Perso-

nen sowohl beim 
Inkasso ausste-
hender Unter-

haltsbeiträge als 
auch durch die 
Bevorschus-

sung, falls die 
zahlungspflich-
tige Person ih-

ren Verpflichtun-
gen nicht 
nachkommt.  
Der Kanton for-

dert im Auftrag 
der berechtigten 
Person die offe-

nen Beträge ein 
und leitet diese 
nach Zahlungs-

eingang weiter. 
Falls das Ein-
kommen der be-

troffenen Familie 
unter einer be-
stimmten 

Grenze liegt, 
kann der Kanton 
zudem die Un-

terhaltsbeiträge 
bis zu einem 
festgelegten be-

vorschussen.  

Das Regionale 

Arbeitsvermitt-
lungszentrum 
(RAV) bietet um-

fassende Unter-
stützung für ar-
beitslose 

Personen. Zu 
den Leistungen 
gehören die ar-

beitsmarktliche 
Beratung, der 
Zugang zu den 

Vermittlungs-
dienstleistungen 
des RAV sowie 
arbeitsmarktli-

che Massnah-
men wie Bewer-
bungskurse, 

Coachings, Wei-
terbildungen, 
Praktika und 

Einarbeitungszu-
schüsse. Zudem 
werden die Un-

terlagen für die 
Anmeldung bei 
einer Arbeitslo-

senkasse abge-
geben. Die An-
meldung im RAV 

ist eine Voraus-
setzung für den 
Bezug von Ar-

beitslosentag-
geldern über die 
Arbeitslosen-

kasse. 

Die Arbeitslo-

senkasse klärt 
den Anspruch 
ab und richtet 

den Erwerbser-
satz in Form von 
Taggeldern aus. 

Diese Leistung 

unterstützt El-
tern finanziell bei 
den Kosten für 

die Betreuung 
ihres Kindes in 
einer Kinderta-

gesstätte (Kita). 
Anspruch auf 
Betreuungsbei-

träge haben Fa-
milien mit Wohn-
sitz in Basel . 

Die Höhe der 
Unterstützung 
richtet sich nach 
der finanziellen 

Situation der Fa-
milie und ermög-
licht eine be-

darfsgerechte 
Kinderbetreu-
ung. 

Diese Leistung 

gewährleistet die 
Existenzsiche-
rung und bietet 

Beratung für 
Personen, die in 
der Stadt Basel 

angemeldet sind 
und sich in einer 
finanziellen Not-

lage befinden. 
Zudem unter-
stützt die Sozial-

hilfe auch Men-
schen in akuten 
Notsituationen, 
unabhängig da-

von, ob sie in ei-
nem anderen 
Kanton ange-

meldet sind oder 
über keinen ge-
regelten Aufent-

halt in der 
Schweiz verfü-
gen. Ziel der So-

zialhilfe ist es, 
eine grundle-
gende wirt-

schaftliche Si-
cherheit zu 
gewährleisten 

und die soziale 
Integration zu 
fördern. 

Diese Leistung 

umfasst die fi-
nanzielle Unter-
stützung für Per-

sonen, die durch 
Angehörige täg-
lich mindestens 

eine Stunde 
lang zu Hause 
gepflegt werden. 

Der Kanton Ba-
sel-Stadt leistet 
Beiträge zur An-

erkennung und 
Unterstützung 
dieser Pflege, 
um eine bedarfs-

gerechte Betreu-
ung im häusli-
chen Umfeld zu 

ermöglichen. 

Die Entlastung 

für pflegende 
Angehörige um-
fasst die finanzi-

elle Unterstüt-
zung durch die 
Mitfinanzierung 

von temporären 
Aufenthalten in 
Pflegeheimen o-

der Tagespfle-
geheimen 
(TNP). Der Kan-

ton übernimmt 
dabei einen Teil 
der Pflegekosten 
(Pflegekosten-

restfinanzie-
rung), ermöglicht 
die Anrechnung 

der Kosten bei 
den Ergän-
zungsleistungen 

(EL) und bietet 
einkommensun-
abhängige Ver-

günstigungen für 
Aufenthalte in 
Tagespflegehei-

men. Ziel der 
Leistung ist es, 
pflegende Ange-

hörige zu entlas-
ten und eine fle-
xible Betreuung 

sicherzustellen. 
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Behörde Amt für Sozial-
beiträge 

Amt für Sozial-
beiträge 

Amt für Sozial-
beiträge 

Amt für Wirt-
schaft und Arbeit  

Amt für Wirt-
schaft und Arbeit  

Abteilung Ju-
gend- und Fami-
lienangebote 

Sozialhilfe Ba-
sel-Stadt (bei 
Wohnsitz Rie-

hen/Bettingen: 
Sozialhilfe Rie-
hen-Bettingen) 

Basel: 
GD Bereich Ge-
sunheitsversor-

gung 
 
Riehen/Bettin-

gen: Fachstelle 
Alter Riehen  

Basel: 
GD Bereich Ge-
sunheitsversor-

gung 
 
Riehen/Bettin-

gen: Fachstelle 
Alter Riehen  

Abteilung Prämienverbilli-
gung und Miet-

beiträge 

Prämienverbilli-
gung und Miet-

beiträge 

Alimentenhilfe Regionales Ar-
beitsvermitt-

lungszentrum 

Öffentliche Ar-
beitslosenkasse 

Basel-Stadt 
(OeAK) 

Fachstelle Ta-
gesbetreuung 

SH Basel-Stadt 
(bei Wohnsitz 

Riehen/Bettin-
gen: SH Riehen-
Bettingen) 

Abteilung Lang-
zeitpflege  

 
Riehen/Bettin-
gen: Fachstelle 

Alter Riehen  

Abteilung Lang-
zeitpflege  

 
Riehen/Bettin-
gen: Fachstelle 

Alter Riehen  

Weblink Prämienverbilli-
gung | Kanton 

Basel-Stadt  

Mietzinsbeiträge 
| Kanton Basel-

Stadt  

Alimentenhilfe | 
Kanton Basel-

Stadt  

Regionales Ar-
beitsvermitt-

lungszentrum 
(RAV) | Kanton 
Basel-Stadt 

Öffentliche Ar-
beitslosenkasse 

Basel-Stadt 
(OeAK) | Kanton 
Basel-Stadt  

Kita | Kanton 
Basel-Stadt  

Sozialhilfe | Kan-
ton Basel-Stadt  

Zuhause mit Un-
terstützung woh-

nen | bs.ch  

Zuhause mit Un-
terstützung woh-

nen | bs.ch  

Antrag Antrag Antrag Antrag Anmeldung Antrag Antrag Unterstützungs-
gesuch mit 5 
Dokumenten  

 
(2 Merkblätter, 
Fragebogen 

BFS, Vollmacht 
KK) 

Bedarf wird mit 
Beratung ermit-
telt. 

Antrag erfolgt 
nach Bedarfser-
mittlung.  

Kein Antrag nö-
tig. Bedarf wird 
mit Beratung er-

mittelt. 

Antragsstel-
lung 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Onlineformular 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Onlineformular 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Onlineformular 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Onlineformular 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Onlineformular 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

- Persönlich 
- Brieflich 
- Mail 

Bearbeitungs-
zeit 

- 1 bis 2 Monate 
 
Auszahlung Fol-

gemonat der An-
tragsstellung 

- 1 bis 2 Monate 
 
Auszahlung Fol-

gemonat der An-
tragsstellung 

- innerhalb von 2 
Wochen 
 

Auszahlung ab 
Antragsstellung 

- innerhalb von 3 
-5 Arbeitstagen 

- innerhalb weni-
ger Tage 

- mind. 1 Monat 
nach vollständi-
gen Eingang al-

ler Unterlagen 

- je nach Not-
lage umgehend 

- innerhalb von 
zwei bis drei 
Wochen 

- innerhalb weni-
ger Tage 
- je nach Not-

lage umgehend 

Benötigte Un-
terlagen 

- Einkommens- 
und Vermögens-

nachweise 
- Krankenkas-
senpolice 

- Ausbildungs-
nachweise 

- Wurde bereits 
ein PV Antrag 

eingereicht 
muss nur noch 
der Mietvertrag 

eingereicht wer-
den.  

- Einkommens- 
und Vermögens-

nachweise 
- Unterhaltstitel 
- Ausbildungs-

nachweise 

- Identitätsnach-
weis 

- bisheriger Ar-
beitsvertrag 
- Kündigung 

- Lebenslauf 
- Arbeitsbemü-
hungen 

- bisheriger Ar-
beitsvertrag 

- Lebenslauf 
- Arbeitgeber-
bescheinigung 

- Formular Un-
terhaltspflicht 
ggü. Kindern 

Je nach An-
spruchsgrund 

unterschiedliche 
Unterlagen,  
z.B. Einkom-

mens- und Ver-
mögensnach-
weise 

- Ausbildungs-
nachweise 
- Nachweis 

RAV-Taggelder 

- Einkommens- 
und Vermögens-

nachweise 
- Identitätsnach-
weis 

- Antragsformu-
lar  

- ärztliches 
Zeugnis 

- ärztliches 
Zeugnis 

https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/praemienverbilligung
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/praemienverbilligung
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/praemienverbilligung
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/mietzinsbeitraege
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/mietzinsbeitraege
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/mietzinsbeitraege
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/alimentenhilfe
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/alimentenhilfe
https://www.bs.ch/themen/finanzielle-hilfe/leistungen/alimentenhilfe
https://www.bs.ch/wsu/awa/awa-abteilungen/oeak
https://www.bs.ch/wsu/awa/awa-abteilungen/oeak
https://www.bs.ch/wsu/awa/awa-abteilungen/oeak
https://www.bs.ch/wsu/awa/awa-abteilungen/oeak
https://www.bs.ch/wsu/awa/awa-abteilungen/oeak
https://www.bs.ch/themen/bildung-und-kinderbetreuung/kinderbetreuung/kita
https://www.bs.ch/themen/bildung-und-kinderbetreuung/kinderbetreuung/kita
https://www.bs.ch/wsu/sozialhilfe
https://www.bs.ch/wsu/sozialhilfe
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
https://www.bs.ch/themen/persoenliches-und-wohnen/wohnen/wohnen-im-alter/zuhause-mit-unterstuetzung-wohnen#pflegebeitraege
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2. Zu den einzelnen Fragen 

1. Mit wie vielen verschiedenen Behörden muss diese Frau in Kontakt treten, damit sie die Hilfe 
bekommt, die ihr gesetzlich zusteht? 

 
Die angesprochene Frau muss sich an vier bis fünf Behörden wenden, um die ihr zustehenden 
Leistungen zu beantragen: 
 

 Amt für Sozialbeiträge (ASB): Zuständig für Alimentenhilfe, Prämienverbilligungen und Mietzins-
beiträge. 

 Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA): Unterstützung durch das Regionale Arbeitsvermittlungs-
zentrum RAV und Antrag auf Arbeitslosenentschädigung bei der Arbeitslosenkasse. 

 Abteilung Jugend- und Familienangebote: Beratungs- und Vermittlungsstelle für Beiträge an die 
Tagesbetreuung. 

 Bereich Gesundheitsversorgung: Zuständig für Beiträge an die Pflege und Betreuung zu Hause 
sowie für Entlastungsangebote für pflegende Angehörige (hier ist zu beachten, dass diese Leis-
tungen dem pflegebedürftigen Vater zustehen und dieser die Beiträge an die Pflege und Betreu-
ung im Sinne einer Entschädigung für pflegende Tochter einsetzen kann bzw. diese durch Inan-
spruchnahme der Entlastungsangebote entlasten kann).  

 Sozialhilfe Basel-Stadt (subsidiär, falls notwendig): Unterstützung in finanziellen Notlagen oder 
bei ausstehenden Leistungen. 

 
2. Wie viele verschiedene Formulare (auf Webseiten und physisch) müsste die Frau dafür aus-

füllen? 

 
Pro Leistung ist ein Antrag mit Beilagen einzureichen.  
 
3. Bei wie vielen dieser Formulare besteht keine Möglichkeit zur digitalen Erledigung/Einrei-

chung? 

 
Sämtliche Anträge können digital (mindestens via Mail) eingereicht werden. Bei fünf Leistungen 
besteht die Möglichkeit, das Formular online auszufüllen. Bis Ende Jahr kommen mindestens 
zwei Leistungen hinzu. 
 
4. Wie lange wäre die durchschnittliche Bearbeitungsdauer für die Berechnung des jeweiligen 

Anspruchs? 

 
Siehe Tabelle auf Seiten 3 und 4. 
 
5. Welche Prozesse könnten aus Sicht des Regierungsrates verbessert werden, um die Hürden 

abzubauen, beidseitig Abläufe zu vereinfachen und Bürokratie abzubauen? 

 
Der Regierungsrat sieht grosses Potenzial in der Digitalisierung, um Prozesse sowohl für die Be-
völkerung als auch für die Verwaltung effizienter und niederschwelliger zu gestalten. Ziel ist die 
digitale Bereitstellung sämtlicher Verwaltungsleistungen, durchgängige behördenübergreifende di-
gitale Verwaltungsprozesse sowie die gemeinsame und intelligente Nutzung der Daten und Infor-
mationen unter der Gewährleistung von Datenschutz und Informationssicherheit. 
 
Folgende Verbesserungen sind je nach Leistung vorgesehen: 

 Erweiterung der digitalen Antragsverfahren: Alle relevanten Leistungen sollen vollständig online 
beantragbar sein, soweit dies die Bundesgesetzgebung erlaubt. 

 Bessere Nutzung des bs.ch-Kontos und Ausbau der E-Verwaltung: Durch eine zentrale Platt-
form sollen Antragstellerinnen und -steller ihre Anträge, Dokumente und Statusmeldungen an 
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einem Ort verwalten können. 

 Automatisierte Vorprüfung und Validierung von Anträgen: Vollständigere Anträge durch digitale 
Prüfmechanismen würden Bearbeitungszeiten reduzieren und Nachforderungen verringern.  

 Verbesserte Schnittstellen zwischen den Ämtern: Die Harmonisierung von Datenbanken, insbe-
sondere über AGOV und BISS2, könnte Mehrfacheinreichungen vermeiden und Prozesse für 
Antragstellende und Behörden verschlanken. 

 Einführung digitaler Antragsverfahren für alle Leistungen sowie digitaler Dossierführung, insbe-

sondere für Tagesbetreuung. 
 
6. Welche möglichen Einsparungen sieht der Regierungsrat bei einer Effizienzsteigerung des  

Systems für den Staat? 

 

 Reduktion des administrativen Aufwands: Durch die Digitalisierung und Automatisierung von 
Prozessen können Ressourcen effizienter genutzt und manuelle Bearbeitungsschritte minimiert 
werden. 

 Einsparungen bei Papier- und Portokosten: Die digitale Einreichung von Anträgen und Doku-
menten reduziert Druck-, Versand, und Scanningkosten. 

 Schnellere Bearbeitung durch optimierte Prozesse: Automatisierte Abläufe und digitale Antrags-
systeme verringern Wartezeiten und ermöglichen eine effizientere Ressourcenverteilung. 

 Höhere Qualität der Anträge: Durch digitale Validierung können unvollständige oder fehlerhafte 
Anträge reduziert werden, wodurch Nachbearbeitungen und Verzögerungen minimiert werden. 

 Vermeidung von Doppelspurigkeiten: Verbesserte Schnittstellen zwischen den beteiligten Be-
hörden und Systemen verringern redundante Dateneingaben und erleichtern den Austausch re-
levanter Informationen. 

 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

  
Dr. Conradin Cramer 
Regierungspräsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 
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